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Regierungsvorlage 

VERTRAG 
zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik über die Ergänzung des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 und die Erleichte­

rung seiner Anwendung 

Artikell 

(Zu Artikel2 des Übereinkommens) 

Wird eine Auslieferung nach Artikel 2 Absatz 1 des Übereinkommens bewilligt, so wird die Aus­
lieferung auch wegen anderer Handlungen bewilligt, deren Bestrafung in beiden Vertragsstaaten in die 
Zuständigkeit der Gerichte fällt. 

Artikelß 

(Zu ArtikelS des Übereinkommens) 

(1) In Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenstrafsachen und in Strafsachen wegen der 
Verletzung von Vorschriften der Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel wird die Auslie­
ferung nur bewilligt, wenn die dem Ersuchen zugrundeliegende Handlung auch nach einer vergleich­
baren Strafbestimmung des ersuchten Vertragsstaates gerichtlich strafbar wäre. 

(2) Die Auslieferung darf nicht ausschließlich mit der Begründung abgelehnt werden, daß das 
Recht des ersuchten Vertragsstaates keine Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und Devisenvorschrif­
ten oder keine Vorschriften über die Warenbewirtschaftung oder über den Außenhandel derselben Art 
wie das Recht des ersuchenden Vertragsstaates enthält. 

Artikelill 

(Zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens) 

(1) Der ersuchte Vertragsstaat kann die Auslieferung einer Person wegen einer strafbaren Hand­
lung, die nach seinen Rechtsvorschriften seiner Gerichtsbarkeit unterliegt, bewilligen, wenn der Durch­
führung des Strafverfahrens im ersuchenden Vertrags staat mit Rücksicht auf die besonderen Umstän­
de, insbesondere aus Gründen der Wahrheitsfindung, der Strafzumessung und des Strafvollzuges oder 
im Interesse der Resozialisierung des Rechtsbrechers der Vorzug zu geben ist. 

(2) Absatz 1 ist bei der Entscheidung über die Zustimmung zu einer Weiterlieferung (ArtikeilS 
des Übereinkommens) sinngemäß anzuwenden. 

. 

Artikel IV 

(Zu Artikel 9 des Übereinkommens) 

(1) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt, wenn die dem Auslieferungsersuchen zugrundelie­
genden Handlungen in einem dritten Staat verübt worden sind und in diesem Staat eine der in Artikel 9 
des Übereinkommens erwähnten Entscheidungen ergangen ist. 

(2) Ist im ersuchten Vertragsstaat ein rechtskräftiges Urteil ergangen, so kann dessenungeachtet 
unter den Voraussetzungen des Artikels III Absatz 1 dieses Vertrages die Auslieferung bewilligt wer­
den, wenn neue Tatsachen oder Beweise die Wiederaufnahme des Strafverfahrens rechtfertigen oder 
wenn die im Urteil verhängte Strafe ganz oder teilweise nicht vollstreckt und für den noch nicht voll­
streckten Teil nicht nachgesehen worden ist. 

140 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 13

www.parlament.gv.at



2 140 der Beilagen 

(3) Der ersuchte Vertragsstaat wird die Auslieferung einer Person nicht ablehnen, wenn seine 
Justizbehörden diese Person nur wegen fehlender eigener Gerichtsbarkeit freigesprochen oder nur 
aus diesem Grund gegen sie kein Strafverfahren eingeleitet oder ein bereits eingeleitetes Strafverfah­
ren eingestellt haben. 

Artikel V 

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens) 

Für die Hemmung und die Unterbrechung der VeIjährung sind allein die Rechtsvorschriften des 
ersuchenden Vertragsstaates maßgebend. 

Artikel VI 

(1) Eine im ersuchten Vertragsstaat erlassene Amnestie steht der Auslieferung nicht entgegen, 
wenn die strafbare Handlung, wegen der die Auslieferung begehrt wird, nicht der Gerichtsbarkeit 
des ersuchten Vertragsstaates unterliegt. 

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird durch das Fehlen einer Zustimmung zur Strafverfol­
gung oder einer sonstigen Erklärung des Geschädigten, die nach dem Recht des ersuchten Vertrags­
staates zur Einleitung und Fortsetzung des Strafverfahrens erforderlich wäre, nicht berührt. 

Artikel VII 

(Zu Artikel 12 des Übereinkommens) 

(1) In den durch diesen Vertrag geregelten Angelegenheiten erfolgt der Schriftverkehr zwischen 
dem Bundesrninisterium für Justiz der Republik Österreich einerseits und der Generalstaatsanwalt­
schaft der Slowakischen Republik und dem Justizmlnisterium der Slowakischen Republik anderer­
seits. Der diplomatische Weg wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

(2) In den Fällen des Strafaufschubes, der Strafunterbrechung und der bedingten Aussetzung der 
Vollstreckung einer Strafe oder vorbeugenden Maßnahme sind einem Ersuchen um Auslieferung oder 
Durchlieferung auch die zur Feststellung der Vollstreckbarkeit dienenden Urkunden beizufügen. 

ArtikelVIll 

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens) 

(1) Die bedingte Freilassung oder Enthaftung einer ausgelieferten Person ohne eine ihre Bewe­
gungsfreiheit einschränkende Anordnung steht der endgültigen Freilassung gleich. 

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des Übereinkommens kann der ersuchte Vertragsstaat auch 
Maßnahmen treffen, um die für ein Ersuchen um Zustimmung nach Artike114 Absatz 1 lit. a des Über­
einkommens erforderlichen Unterlagen zu erhalten; zu diesem Zweck ist die Vernehmung der ausge­
lieferten Person und ihre Vorführung zur Vernehmung zulässig. Nach der Stellung eines Ersuchens um 
Zustimmung kann die ausgelieferte Person ungeachtet der Einschränkung des Artikels 14 des Überein­
kommens bis zum Eingang der Entscheidung über dieses Ersuchen in Haft gehalten werden, wenn die 
Anordnung der Haft nach den Rechtsvorschriften des ersuchenden Vertragsstaates an sich zulässig ist. 

Artikel IX 

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens) 

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung an eine andere Vertragspartei des Überein­
kommens oder an einen dritten Staat sind die in Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkommens erwähnten 
Unterlagen beizufügen, die dem um Zustimmung ersuchenden Vertragsstaat übermittelt worden sind. 
Der darum ersuchte Vertragsstaat erteilt seine Zustimmung, wenn wegen der dem Auslieferungsersu­
chen zugrundeliegenden strafbaren Handlungen die Auslieferung an den anderen Vertragsstaat oder 
an den dritten Staat zulässig wäre. 

Artikel X 

(Zu Artike116 des Übereinkommens) 

(1) Ein Ersuchen um vorläufige Verhaftung kann durch ein Gericht, eine Staatsanwaltschaft und 
eine oberste Justiz- und Polizeibehörde des einen Vertragsstaates an die zuständige Justiz- und Polizei­
behörde des anderen Vertragsstaates gerichtet werden. Die Angabe der strafbaren Handlung hat eine 
kurze Sachverhaltsdarstellung zu umfassen. 
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140 der Beilagen 3 

(2) Erlangen die zuständigen Behörden eines Vertragsstaates davon Kenntnis, daß sich auf dem 
Gebiet dieses Vertragsstaates eine Person befindet, deren Auslieferung vom anderen Vertragsstaat 
begehrt werden kann, so werden sie diesen unverzüglich auf den in Artikel 16 Absatz3 des Überein­
kommens vorgesehenen Geschäftsweg befragen, ob er die Auslieferung dieser Person begehrt. Wird 
die Person in vorläufige Auslieferungshaft genommen, so ist der andere Vertragsstaat hievon unver­
züglich unter Angabe des Zeitpunktes der Verhaftung und des Ortes der Haft zu verständigen. 

(3) Die Fristen nach Artikel 16 Absatz 4 des Übereinkommens werden gewahrt, wenn das Auslie­
ferungsersuchen und die beigefügten Unterlagen vor deren Ablauf mittels Fernkopierer (Telefax) beim 
lustizministerium des ersuchten Staates einlangen und die Urschriften innerhalb angemessener Frist 
nachgereicht werden. 

Artikel XI 

(Zu Artikel 17 des Übereinkommens) 

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17 des Übereinkommens wird der ersuchte Vertrags­
staat auch über die Zulässigkeit der Weiterlieferung entscheiden; er wird diese Entscheidung allen 
beteiligten Staaten bekanntgeben. 

Artikel XII 

(Zu Artikel 19 des Übereinkommens) 

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens wird auch beim Vollzug einer vorbeugenden Maß­
nahme angewendet. 

(2) Um die zeitweilige Übergabe im Sinne des Artikels 19 Absatz 2 des Übereinkommens kann zur 
Durchführung dringender Prozeßhandlungen ersucht werden. Diese Prozeßhandlungen sind im Ersu­
chen näher zu bezeichnen. Die Übergabe kann abgelehnt werden, wenn durch sie eine gerichtliche Ver­
folgung im ersuchten Vertragsstaat erheblich verzögert oder erschwert würde oder wenn sie unange­
messene Nachteile für die auszuliefernde Person zur Folge haben könnte. Nach Durchführung der Pro­
zeßhandlungen im ersuchenden Vertragsstaat oder auf Verlangen des ersuchten Vertragsstaates wird 
die übergebene Person ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit zurückgestellt. 

(3) Im Fall der vorläufigen Übergabe wird die übergebene Person im ersuchenden Vertragsstaat 
für die Dauer ihres Aufenthaltes in Haft gehalten. Diese Haft wird im ersuchten Vertragsstaat auf die 
dort zu verbüßende Strafe angerechnet. 

(4) Die durch eine vorläufige Übergabe im Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates entstan­
denen Kosten werden nicht erstattet. 

Artikelxm 

(Zu Artikel20 des Übereinkommens) 

(1) Wird die Auslieferung einer Person bewilligt, so werden auch ohne besonderes Ersuchen die 
Gegenstände, die im Artikel20 des Übereinkommens bezeichnet sind oder als Entgelt für solche 
Gegenstände erlangt worden sind, wenn möglich zugleich mit der auszuliefernden Person überge­
ben. Sie werden auch dann übergeben, wenn die bereits bewilligte Auslieferung wegen Flucht oder 
Todes dieser Person nicht vollzogen werden kann; weiters dann, wenn die Auslieferung, die nach 
dem Übereinkommen zulässig wäre, nicht bewilligt werden kann, weil die auszuliefernde Person 
geflüchtet oder gestorben ist oder im ersuchten Vertragsstaat nicht betreten werden konnte. 

(2) Der ersuchte Vertragsstaat gibt dem ersuchenden Vertragsstaat bekannt, welche der in Arti­
kel20 des Übereinkommens bezeichneten Gegenstände sichergestellt worden sind und ob die Per­
son, um deren Auslieferung ersucht wird, mit der unmittelbaren Rückgabe an den Geschädigten ein­
verstanden ist. Der ersuchende Vertragsstaat teilt dem ersuchten Vertragsstaat sobald wie möglich 
mit, ob er auf die Übergabe der Gegenstände unter der Bedingung verzichtet, daß sie dem Geschädig­
ten oder dessen Beauftragten ausgehändigt werden. 

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder 
Steuerrechtes wird der ersuchte Vertragsstaat bei der Übergabe von Gegenständen unter Verzicht auf 
deren Rückstellung nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschä­
digte Eigentümer der Gegenstände die Abgabe selbst schuldet. 
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4 140 der Beilagen 

Artikel XIV 

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der darum ersuchte Vertragsstaat die ihm übergebene 
Person in Haft zu halten. 

(2) Soll eine Person, die von einem dritten Staat an einen Vertragsstaat ausgeliefert wird, auf dem 
Luftweg durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ohne Zwischenlandung in diesen Ver­
tragsstaat befördert werden, so ist eine Verständigung jenes Vertragsstaates, dessen Hoheitsgebiet 
überflogen werden soll, nicht erforderlich, wenn die Person weder dessen Staatsangehörigkeit besitZt 
noch in Anspruch nimmt und die Auslieferung nicht wegen einer der in den Artikeln 3 und 4 des Über­
einkommens bezeichneten strafbaren Handlungen erfolgt. 

Artikel XV 

(Zu Artikel 23 des Übereinkommens) 

Auslieferungsersuchen und sonstige Schriftstücke werden in der Sprache des ersuchenden Ver­
tragsstaates abgefaßt. Übersetzungen werden nicht gefordert. 

Artikel XVI 

(Zu Artikel25 des Übereinkommens) 

Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Ausdruck "vorbeugende Maßnahme" eine mit Freiheits­
entziehung verbundene Maßnahme, die nach den Strafgesetzen durch eine gerichtliche Entscheidung 
neben oder a:nstelle einer Strafe angeordnet wird. Ist die Dauer einer noch zu vollziehenden Maßnah� 
me unbestimmt, so ist für die Zwecke dieses Vertrages der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Maßnah­
me nach dem Recht des ersuchenden Vertragsstaates spätestens aufzuheben ist. 

. Artikel XVII 

(Zu Artikel 31 des Übereinkommens) 

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi­
schen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifika-
tion der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam. 

. 

Artikel XVlll 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden in Preßburg ausge­
tauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. 

(3) Dieser Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den 
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt. In diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der 
Kündigung außer Kraft. Der Vertrag tritt auch ohne Kündigung mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem 
das Europäische Auslieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 19 57 zwischen den Vertragsstaaten 
des vorliegenden Vertrages außer Kraft tritt. 

Geschehen zu Wien, am 20 . Juni 19 94 in zweiUrschriften, jede in deutscher und slowakischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

. 

Für die Republik Österreich: 

Nikolaus Michalek 

Für die Slowakische Republik: 

Milan Hanzel 
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140 der Beilagen 5 

ZMLUVA 

medzi Raktiskou republikou a Siovenskou republikou 0 doplneni Europskeho dohovoru 0 

vydavani z 13. decembra 1957 a uI'ahceni jeho vykonavania 

Clanok I 

(k chinku 2 Dohovoru) 

Ak sa povolf vydanie podfa chinku 2 odsek 1 Dohovoru, povolf sa vydanie i pre ine ciny, ktorych 
potrestanie patri v oboch zmluvnych statoch do pnivomoci sudu. 

C1anok 11 

(k chinku 5 Dohovoru) 

(1) Pri danorych, monopolorych, colnych a devizorych trestnych einoch a trestnych einoch 
spoefvajucich v poruseni predpisov t)'kajucich sa hospodarenia s tovarom alebo zahranicneho 
obchodu, sa vydanie povoli len vtedy, ak je ein, pre ktory sa vydanie ziada, podfa pniva doziadaneho 
zmluvneho statu sudne trestnY. 

(2) Vydanie nemozno odrnietnut iba z dövodu, ze pnivo doziadaneho zmluvneho statu nepozna 
rovnake danove, monopolne, colne alebo devizove predpisy alebo predpisy tykajuce sa hospodarenia 
s tovarom alebo zahranicneho obchodu ako pravo dozadujuceho zmluvneho statu. 

CIanok III 

(k clanku 7 a 8 Dohovoru) 

(1) Doziadany zmluvny st.it möze povolir vydanie osoby pre trestny ein, na prejednanie ktoreho je 
podfa jeho pravnych predpisov dana pnivomoc sudov tohto statu, vtedy ked' treba dar prednosr 
uskutoeneniu trestneho konania v dozadujucom zmluvnom state s ohfadom na zvlastne okolnosti, 
najmä z dövodov zistenia pravdy, rymery trestu a rykonu trestu alebo v zaujme resocializacie 
pachatefa trestneho einu. 

(2) Odsek 1 sa primerane poüZije pri rozhodovanf 0 suhlase na d'alSie odovzdanie (clanok 15 
Dohovoru). 

Clanok IV 

(k clanku 9 Dohovoru) 

(1) Vydanie sa nepovoli tiez vtedy, ak einy, pre ktare sa vydanie ziada, boli spachane v trerom state 
a v tomto state bolo vydane jedno z rozhodnuti uvedenych v elanku 9 Dohovoru. 

(2) Ak bol v doziadanom zmluvnom state vyneseny pravoplatny rozsudok, möze sa napriek tomu 
povolit vydanie za podrnienok uvedenych v elanku III odsek 1 tejto zmluvy, ak obnovu trestneho 
konania odövodnuju nove skutocnosti alebo dökazy, alebo ak trest ulozeny v rozsudku nebol 
vykonany celkom alebo z casti a pre nevykonanu casr nebol trest odpusteny. 

(3) Doziadany zmluvny stat neodrnietne vydanie osoby, ak jeho justicne organy tuto osobu 
oslobodili len pre nedostatok svojej pravomoci, alebo ak pre tento nedostatok trestne stihanie nebolo 
proti nej zacate, alebo uz zacate trestne stihanie bolo zastavene. 

Clanok V 

(k clanku 10 Dohovoru) 

Spocfvanie alebo prerusenie premlcania sa posudzuje iba podfa pravnych predpisov dozadujuceho 
zmluvneho statu. 

ClanokVI 

(1) Arnnestia vyhlasena v doziadanom zmluvnom state nebrani vydaniu, ak na konanie 0 trestnom 
eine, pre ktory sa vydanie ziada, nie je dana pravomoc doZiadaneho zmluvneho statu. 

(2) Povinnosi na vydanie nie je dotknuta chybajucim suhlasom na trestne stihanie alebo 
chybajucim inym prehlasenim poskodeneho, ktore je podfa prava doziadaneho zmluvneho statu 
potrebne na zacatie trestneho konania a pokracovanie v nom. 
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6 140 der Beilagen 

Cbinok vn 

(k chinku 12 Dohovoru) 

(1) Vo veciach upravenych touto zmluvou sa pisomny styk uskutoenuje medzi Spolkorym 
ministerstvom spravodlivosti Rakuskej republiky na jednej strane a Genenilnou prokuraturou 
Slovenskej republiky a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky na strane druhej. 
Diplomaticka cesta sa tjm nevylueuje. 

(2) V pripadoch odkladu, prerusenia aiebo podmieneeneho prepustenia z rykonu trestu odiiatia 
slobody alebo ochranneho opatrenia, sa k Ziadosti 0 vydanie alebo prevoz pripoja tiez listiny, ktore 
preukazuju davody pre ich rykon. 

C1anokVllI 

(k clanku 14 Dohovoru) 

(1) Podmieneene prepustenie alebo prepustenie z väzby vydanej osoby bez nariadenia obmedzenia 
slobody jej pohybu znamena jej upine prepustenie na slobodu. 

(2) V zmysle elanku 14 odsek 2 Dohovoru maze doziadany zmluvny stat prijaf i opatrenia na to, 
aby ziskal podklady potrebne na podanie ziadosti 0 suhlas podfa elanku 14 odsek 1 pism. a) 
Dohovoru; za tjmto ueelom je pripustny rysluch vydanej osoby a jej predvedenie na rysluch. Po 
podani ziadosti 0 sUhlas maze byt vydana osoba drzana vo väzbe bez ohfadu na obmedzenie uvedene 
v clanku 14 Dohovoru az do vydania rozhodnutia 0 tejto ziadosti, ak je vzatie do väzby podfa pravnych 
predpisov dozadujuceho zmluvneho statu pripustne. 

C1anok IX 

(k clanku 15 Dohovoru) 

K Ziadosti 0 suhlas s d'alsim odovzdanfm inej zmluvnej strane Dohovoru alebo tretiemu statu je 
potrebne pripojii doklady uvedene v clanku 12 odsek 2 Dohovoru, ktore boli zaslane zml uvnemu 
statu Ziadajucemu 0 stihlas. Zmluvny 8tat, ktory bol poziadany 0 udelenie suhlasu, suhlas udeli, ak 
trestny einom, pre ktory bolo 0 vydanie poziadane, je trestnym einom, pre ktory by bolo pripustne 
vydanie inej zmluvnej strane Dohovoru alebo tretiemu statu. 

ClanokX 

(k clanku 16 Dohovoru) 

(1) Ziadosi 0 predbeznu väzbu maze byt podana prostrednictvom sudu, prokuratliry alebo 
prislusneho tistredneho justieneho organu alebo policajneho organu jedn�ho zmluvneho statu 
prislusnemu justienemu alebo policajnemu organu druheho zmluvneho statu. Udaje 0 trestnom eine 
musia obsahovaf kratky popis skutkoveho stavu. 

(2) Ak sa prislusne organy jedneho zmluvneho statu dozvedia, ze sa na jeho tizemf nachadza osoba, 
o ktorej vydanie maze Ziadat druhy zmluvny stat, vyZiadaju si neodkladne spasobom upravenym v 
clanku 16 odsek 3 Dohovor u od tohto statu vyjadrenie, Ci bude ziadat 0 vydanie tejto osoby. Ak je 
osoba vzata do predbeinej väzby, vyromzumie sa 0 tomto druhy zmluvny stat s uvedenim presneho 
casu a miesta jej vzatia do väzby. 

(3) Lehoty podfa clanku16 odsek 4Dohovoru budu doddane, ak pred ich uplynutim bude 
ministerstvu spravodlivosti doziadaneho 8tatU telefaxom dorucena ziadost 0 vydanie a pripojene 
podklady a tieto listiny budu nasledne v priemeranej lehote dorueene v originale. 

C1anok XI 

(k clanku 17 Dohovoru) 

Sueasne s rozhodnutim podfa clanku 17 Dohovoru rozhodne doZiadany zmluvny stat 0 pripustnosti 
d'alsieho odovzdania; s tjmto rozhodnutim oboznami vsetky zUcastnene staty. 

ClanokXß 

(k clanku 19 Dohovoru) 

(1) CIanok 19 odsek 1 Dohovoru sa vzfahuje aj na rykon ochranneho opatrenia. 

(2) 0 doeasne odovzdanie v zmysle elcinku 19 odsek 2 Dohovoru mazno ziadai za ueelom 
vykonania nalieharych procesnych ukonov. Tieto procesne tikony treba v ziadosti bliZsie oznacif. 
Taketo odovzdahie maze byt odmietnute, ak sa tjm znaene omeska alebo siafi sudne stihanie v 
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doziadanom zmluvnom steHe, alebo ak by to mohlo spösobi! neprimerane nasledky pre osobu, ktora ma 
byi odovzdana. Po vykonanf procesnych ukonov v dozadujucom zmluvnom state alebo na ziadosi 
doziadaneho zmluvneho statu sa odovzdana osoba vrati spät bez ohfadu na jej statne obeianstvo. 

(3) V pripade docasneho odovzdania je odovzdana osoba ddana v dozadujucom zmluvnom state 
po dobu svojho pobytu vo väzbe. Tato väzba sa v doziadanom zmluvnom state zapoeftava do rykonu 
trestu odiiatia slobody. 

(4) Naklady doeasneho odovzdania, ktore vznikli na uzemf doziadaneho zmluvneho statu, sa 
neuhnidzaju. 

C1anokXDI 

(k clanku 20 Dohovoru) 

(1) Ak sa povolf vydanie osoby, budu aj bez osobitnej ziadosti, pokiaf je to mome sucasne s 
vydavanou osobou, odovzdane veci oznacene v elanku 20 Dohovoru alebo veci zfskane ako 
protihodnota za taketo veci. Veci budu odovzdane aj vtedy, ak uZ povolene vydanie osoby nemöze 
byf vykonane kvöli jej uteku alebo umrtiu; d'alej vtedy, ak vydanie, ktore by podfa Dohovoru bolo 
prfpustne, nie je mozne povolit', pretoze osoba, ktora ma byi vydana, usla alebo zomrela, alebo 
nemohla by! v doziadanom zmluvnom state zistena. 

(2) Doziadany zmluvny st�it oznami dozadujucemu zmluvnemu statu, ktore z vecf oznaeenych v 
clanku 20 Dohovoru boli zaistene, a ci osoba, 0 vydanie ktorej sa ziada, s bezprostrednym navratenfm 
vecf poskodenemu suhlasf. Dozadujuci zmluvny stat oznami doziadanemu zmluvnemu statu eo momo 
najskör, ci upusyt'a od odovzdania vecf za podmienky, ze budu vydane poskodenemu alebo nfm 
poverenej osobe. 

(3) Doziadany zmluvny stat neuplatnf pri odovzdanf vecf, ak sa vzdal ich navnitenia, zalozne colne 
pravo alebo ine vecne rucenie podfa predpisov colneho Ci daiioveho pniva, okrem tych pripadov, ked' 
vlastnfk vecf poskodeny trestnym cinom prislusny poplatok sam dlhuje. 

ClanokXIV 

(k clanku 21 Dohovoru) 

(1) Po dobu prevozu musf doziadany zmluvny stat drzat' osobu, ktoni mu bola odovzdami, vo 
väzbe. 

(2) Ak ma byt osoba, ktora je jednemu zo zmluvnych statov vydana tretfm statom, prepravovana 
vzdusnou cestou nad uzemfm druheho zmluvneho statu bez medzipristatia v tomto state, nie je 
potrebne informovat zmluvny stat, nad ilzemfm ktoreho sa ma let uskutocnii, ak tato osoba nema jeho 
statne obcianstvo, ani si ho nenarokuje, a nepöjde 0 vydanie pre jeden z trestnych cinov uvedenych v 
elan ku 3 a 4 Dohovoru. 

C1anokXVI 

(k clanku 25 Dohovoru) 

Pre ueely tejto zmluvy sa pojmom "ochranne opatrenie" rozumie opatrenie spojene s pozbavenfm 
slobody, ktore bola nariadene sudnym rozhodnutfm v sulade s trestnymi zakonmi popri alebo namiesto 
trestu odiiatia slobody. Ak je dfzka trvania opatrenia, ktore ma byt vykonane, neureita, pre ueely tejto 
zmluvy bude rozhodujuci casoyY moment, ku ktoremu najneskör ma byt opatrenie podfa prava 
dozadujuceho zmluvneho statu zrusene. 

CllinokXvn 

(k clanku 31 Dohovoru) 

Ak jeden zo zmluvnych statov vypovie Dohovor, nadobudne rypoved' ueinnos! vo vztahu medzi 
Rakuskou republikou a Slovenskou republikou dva roky po doruceni oznamenia 0 vypovedani 
Generainemu tajomnfkovi Rady Eur6py. 

CIlinokxvm 

(1) Tato zmluva podlieha ratifikacii. Ratifikacne listiny budu vymenene v Bratislave. 

(2) Tato zmluva nadobudne platnost PrvYm diiom tretieho mesiaca nasledujuceho po mesiaci, v 
ktorom boli vymenene ratifikaene listiny. 

140 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 7 von 13

www.parlament.gv.at



8 140 der Beilagen 

(3) Tato zmluva sa uzatvara na dobu neurcitu a zostane v platnosti pokiaf ju jeden zo zmluvnych 
statov nevypovie pisomne diplomatickou cestou. V takomto pripade zanikne platnosi zmluvy jeden rok 
odo dDa vypovedania. Platnosi zmluvy zanikne aj bez aj bez vypovedania dDom, kedy bude ukoncemi 
platnost Eur6pskeho dohovoru 0 vydavani z 13. decembra 1957 medzi zmluvnymi sbitmi tejto zmluvy. 

Dane vo Viedni, diia 20. cervna 1994 v dvoch pövodnych vyhotoveniach, kaZde v jazyku 
nemeckom a slovenskom, pricom obe znenia maju rovnaku platnosi. 

Za Rakusku republiku: 
Nikolaus Michalek 

Za Slovensku republiku: 
Milan Hanzel 
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VORBLATf 

Problem: 

Durch die Ratifikation des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember 1957 
(BGBl. Nr. 320/1969) durch die Tschechoslowakische Föderative Republik am 15. April 1992 ist zufolge 
Artikel28 Absatz 1 dieses Übereinkommens der seinerzeitige Vertrag zwischen der Republik Öster­
reich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über die Auslieferung vom 
18. November 1982 (BGBl. Nr. 382/1985) zur Gänze außer Kraft getreten. Das Europäische Ausliefe­
rungsübereinkommen steht zufolge der von der Slowakischen Regierung gegenüber dem Europarat 
abgegebenen Kontinuitätserklärung seit 1. Jänner 1993 für die Slowakei in Kraft (BGBl. Nr.373/ 
1993). Die im bilateralen Auslieferungsvertrag vorgesehen gewesenen Vereinfachungen sind dadurch 
weggefallen, was zu einer erheblichen Erschwerung des Auslieferungsverkehrs geführt hat. 

Ziel: 

Ziel des Zusatzvertrages ist die Wiederherstellung der bereits im bilateralen Auslieferungsvertrag 
enthaltenen Vereinfachungen, die den besonderen Erfordernissen des Auslieferungsverkehrs zwischen 
Nachbarstaaten entsprechen. 

Inhalt: 

Inhalt ist die Ausdehnung der Auslieferungspflicht. Daneben wird der unmittelbare Geschäftsweg 
der Justizzentralstellen eingeführt. Das Auslieferungsverfahren wird übersichtlicher gestaltet. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 

EU-Konformität: 

Als bilateraler Vertrag mit einem Nicht-EU-Staat auf einem nicht durch EU-Recht geregelten 
Sachgebiet ist der Vertrag mit EU-Recht vereinbar. 
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10 140 der Beilagen 

Erläuterungen 

I. 

Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Zusatzvertrag mit der Slowakischen Republik zum Europäischen Auslieferungs­
übereinkommen ist zum Teil gesetzändernd und zum Teil gesetzesergänzend; er bedarf daher der 
Genehmigung des Nationalrates gemäß Artikel 50 Absatz 1 B-VG. Der Vertrag enthält keine verfas� 
sungsändernden oder verfassungs ergänzenden Bestimmungen. Sein Inhalt ist im innerstaatlichen 
Rechtsbereich unmittelbar anwendbar, die Erlassung von Gesetzen gemäß Artikel 50 Absatz 2 B-VG 
ist daher nicht erforderlich. Eine Zustimmung des Bundesrats gemäß Artikel 50 Absatz.l zweiter Satz 
B-VG ist nicht erforderlich, da keine Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungsbereich der 
Länder betreffen, geregelt werden. 

Im Verhältnis zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik stand der Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Soziali­
stischen Republik über die Auslieferung vom 18. November 1982 (BGBl. Nr. 382/1985) in Geltung. Die 
seinerzeitige Tschechoslowakische Föderative Republik hat das Europäische Auslieferungsüberein­
kommen vom 13. Dezember 1957 (BGBI. Nr.320/1969) am 15. April 1992 ratifiziert (BGBl. Nr. 373/ 
1993). Zufolge der von der Slowakischen Regierung gegenüber dem Europarat abgegebenen Kontinui­
tätserklärung steht das Europäische Auslieferungsübereinkommen im Verhältnis zwischen der Repu­
blik Österreich und der Slowakischen Republik seit 1. Jänner 1993 in Kraft. Mit Inkrafttreten des Euro­
päischen Auslieferungsübereinkommens ist aber zufolge der Bestimmungen des Artikels 28 Absatz 1 
der bilaterale Auslieferungsvertrag zur Gänze außer Kraft getreten. Es ist daher zweckmäßig, von 
der in Artikel 28 Absatz 2 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vorgesehenen Möglich­
keit zum Abschluß eines bilateralen Zusatzvertrages zur Ergänzung und Erleichterung der Anwen­
dung der im Übereinkommen enthaltenen Grundsätze Gebrauch zu machen. 

Durch den gegenständlichen Zusatzvertrag, der sich weitgehend an den bereits bewährten Rege­
lungen der Zusatzverträge mit Deutschland und der Schweiz orientiert, wird den besonderen Erforder­
nissen im Auslieferungsverkehr zwischen Nachbarstaaten entsprochen und vor allem auch den engen 
Beziehungen zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik auf strafrechtlichem 
Gebiet Rechnung getragen. Seit der Öffnung der Grenzen im Jahr 1989 hat die grenzüberschreitende 
Kriminalität zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik enorm zugenommen. 
Schon alleine deshalb bedarf es einer Erleichterung des Auslieferungsverkehrs, wobei unbeschadet 
der Zulässigkeit des diplomatischen Weges die Möglichkeit des unmittelbaren Verkehrs zwischen 
den JustizzentralstelIen vorgesehen wird. 

Die Slowakische Republik hat informell mitgeteilt, daß sie nicht in Aussicht nimmt, in absehbarer 
Zukunft das Zweite Zusatzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 17. März 
1978 (BGBI. Nr. 296/1983) zu ratifizieren. Die mit dem Zweiten Zusatzprotokoll eingeführten Grund­
sätze hinsichtlich der Auslieferung auch wegen fiskalischer strafbarer Handlungen werden von diesem 
Zusatzvertrag daher übernommen. 

Nach Expertengesprächen im Juni 1993 in Preßburg und Vertragsverhandlungen im November 
1993 in Wien konnte Einigung über den Text des vorliegenden Zusatzvertrages zum Europäischen 
Auslieferungsübereinkommen erzielt werden. Der Vertrag wurde am 20. Juni 1994 in Wien unterzeich­
net. 

Die Ratifikation des Vertrages wird auf den Bundeshaushalt keine belastenden Auswirkungen 
haben. 
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D. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel I: 

Artikel 2 Absatz2 des Übereinkommens sieht die Möglichkeit vor, die Auslieferung auch wegen 
weiterer strafbarer Handlungen zu bewilligen, wenn eine auslieferungsfähige strafbare Handlung vor­
liegt und die übrigen strafbaren Handlungen in beiden Staaten gerichtlich strafbar sind. Durch die vor­
liegende Bestimmung verpflichten sich die Vertragsstaaten in diesen Fällen zur akzessorischen Auslie­
ferung. 

Zu Artikel D: 

Artikel2 des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 
17. März 1978 (BGBI. NI. 297/1993) sieht auch die Auslieferung wegen fiskalischer strafbarer Handlun­
gen vor. Diese Grundsätze werden übernommen und es wird klargestellt, daß die Auslieferung entspre­
chend den allgemeinen Regeln nur bewilligt wird, wenn die dem Auslieferungsersuchen zugrundelie­
gende Handlung auch nach dem Recht des ersuchten Staates gerichtlich strafbar wäre. Bei der Beur­
teilung der Strafbarkeit nach dem Recht des ersuchten Staates durch sinngemäße Umstellung des Sach­
verhaltes kommt es nicht darauf an, ob im ersuchten Staat Steuer- oder Abgabenvorschriften der 
gleichen Art bestehen. 

Zu Artikel m: 

Diese Bestimmung verpflichtet unter gewissen Voraussetzungen auch zur Auslieferung wegen 
strafbarer Handlungen, die (auch) der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates unterliegen. Die ange­
führten Abwägungskriterien entsprechen den in § 16 Absatz2 ARHG festgehaltenen Grundsätzen. 
Sie gelten auch bei der Entscheidung über die Zustimmung zur Weiterlieferung. 

Zu Artikel IV: 

In Erweiterung des Artikel 9 des Übereinkommens festgelegten Grundsatzes des Verbotes der 
Doppelbestrafung ("ne bis in idem") wird in Absatz 1 vorgesehen, daß auch eine Verurteilung in 
einem dritten Staat die Auslieferung wegen der dieser Verurteilung zugrundeliegenden strafbaren 
Handlung an den ersuchenden Staat ausschließen kann, wenn es sich beim dritten Staat um den Tat­
ortstaat handelt und dort eine in Artikel 9 des Übereinkommens bezeichnete Entscheidung ergangen 
ist. 

Die Auslieferung wegen strafbarer Handlungen, die auch der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staa­
tes unterliegen, soll jedoch nicht gehindert werden, wenn die verlangte Person nicht rechtskräftig ver­
urteilt wurde oder die Strafe nicht oder nicht zur Gänze vollstreckt wurde. In diesem Fall kann nach den 
Grundsätzen des Artikels III die Auslieferung bewilligt werden, sofern die dort aufgeführten Abwä­
gungskriterien zutreffen. 

Die Auslieferung ist ungeachtet eines Freispruches oder einer Einstellung des Strafverfahrens in 
Ansehung der dem Auslieferungsersuchen zugrundeliegenden strafbaren Handlungen im ersuchten 
Staat gerechtfertigt und daher zu bewilligen, wenn der Freispruch oder die Einstellung nur mangels 
eigener Gerichtsbarkeit erfolgt ist (Absatz 3). 

Zu Artikel V: 

In Abänderung des Artikels 10 des Übereinkommens sind für Hemmung und Unterbrechung der 
Verjährung nunmehr ausschließlich die Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates maßgebend. Bei 
sinngemäßer Umstellung des Sachverhaltes zur Beurteilung der Strafbarkeit nach dem Recht des 
ersuchten Staates sind daher Hemmung und Unterbrechung der Verjährung ausschließlich nach den 
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates zu beurteilen. 

Zu Artikel VI: 

In Absatz 1 wird bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die Auslieferung ungeachtet einer im 
ersuchten Staat erlassenen Amnestie zulässig ist. Maßgebend ist, ob die strafbare Handlung der 
Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates unterliegt. 

Absatz2 stellt klar, daß die bei Antrags- und Ermächtigungsdelikten erforderlichen Erklärungen 
des Geschädigten auf die Auslieferungspflicht keinen Einfluß haben. 
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Zu Artikel VB: 

Auslieferungsersuchen werden nunmehr unbeschadet der Zulässigkeit des diplomatischen Weges 
im Wege des Justizministeriums der Republik Österreich einerseits und des Justizministeriums oder der 
Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik gestellt. 

Absatz2 entbältErgänzungen hinsichtlich der dem Auslieferungsersuchen in bestimmten Fällen 
anzuschließenden Unterlagen. 

Zu Artikel VIII: 

Der im Auslieferungsrecht geltende Grundsatz der Spezialität, wie er in Artikel 14 des Überein­
kommens festgelegt wird, wird durch diese Bestimmung ergänzt und klargestellt. 

Die Spezialitätsfrist beginnt zu laufen, sobald die ausgelieferte Person freigelassen wurde und 
keine ihre Bewegungsfreiheit einschränkende Anordnung besteht. Nach Artikel 14 Absatz 1 lit. a des 
Übereinkommens ist der ersuchte Staat um Zustimmung zur weiteren Strafverfolgung oder Strafvoll­
streckung der ausgelieferten Person wegen anderer, vom Auslieferungsersuchen und der Ausliefe­
rungsbewilligung nicht erfaßten, strafbaren Handlungen zu ersuchen. Zu diesem Zwecke sieht 
Absatz 2 die Möglichkeit vor, die ausgelieferte Person zur Vernehmung vorzuführen und sie nach Stel­
lung eines Nachtragsauslieferungsersuchens bis zur Entscheidung des ersuchten Staates über dieses 

Ersuchen in Haft zu halten. 

Zu Artikel IX: 

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiterlieferung der ausgelieferten Person sind die von dem 
nunmehr um Auslieferung ersuchenden Staat übermittelten Unterlagen anzuschließen. Die Zustim­
mung zur Weiterlieferung wird erteilt, wenn die Auslieferung wegen der dem Ersuchen zugrundelie­
genden Straftat an den anderen Staat oder an den dritten Staat zulässig wäre. 

Zu Artikel X: 

Ersuchen um Verhängung der vorläufigen Auslieferungshaft können im unmittelbaren Behörden­
verkehr durch die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die obersten Justiz- und Polizeidienststellen an 
die zuständigen Justiz- und Polizeibehörden des ersuchten Vertragsstaates gerichtet werden. 

Die in § 28 Absatz 1 ARHG vorgesehene Möglichkeit eines Anbots der Auslieferung wird zwi­
schen den Vertragsstaaten verpflichtend eingeführt. Da aber die in Artike116 Absatz4 des Überein­
kommens eingeräumten Fristen auch im Geschäftsverkehr zwischen Nachbarstaaten als kurz empfun­
den werden, genügt es nunmehr, wenn das Auslieferungsersuchen und die beigefügten Unterlagen vor 
Ablauf der Frist in der Dauer von 40 Tagen mittels Telefax beim Justizministerium des anderen Staates 
einlangen und die Urschriften innerhalb angemessener Frist nachgereicht werden. 

Zu ArtikelXI: 

Bei einer Mehrheit von Auslieferungsersuchen hat der ersuchte Staat auch über die Zulässigkeit 
der Weiterlieferung an einen dritten Staat zu entscheiden. Diese Entscheidung ist allen beteiligten Staa­
ten mitzuteilen. 

Zu Artikel XII: 

Diese Bestimmung regelt die Detailfragen der in Artikel 19 des Übereinkommens vorgesehenen 
"vorläufigen Übergabe". 

Die Bestimmung orientiert sich an den Grundsätzen des § 38 Absatz 1 ARHG, Klargestellt wird, 
daß die im ersuchenden Staat von der übergebenden Person zugebrachten Haftzeiten auf die Strafe im 
ersuchten Staat angerechnet werden. Die im ersuchten Staat entstandenen Kosten werden nicht erstat­
tet. 

Zu Artikel XIß: 

Absatz 1 regelt die. sogenannte Sachauslieferung. Diese ist auch dann zulässig, wenn die bereits 
bewilligte Auslieferung wegen Todes oder Flucht der auszuliefernden Person nicht vollzogen werden 
kann. Auf Grund diesbezüglich in der Praxis aufgetretener Probleme wurde darüber hinaus vorgese­
hen, daß die Übergabe der in Artikel 20 des Übereinkommens bezeichneten Gegenstände oder des 
für solche Gegenstände erlangten· Entgelts auch dann stattfinden kann, wenn die Auslieferung, die 
nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag zulässig wäre, nicht bewilligt werden kann, weil die 
auszuliefernde Person geflüchtet oder gestorben ist oder im Inland nicht mehr betreten werden konnte. 
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Die Absätze 2 und 3 sehen Erleichterungen hinsichtlich der Rückgabe der erwähnten Gegenstän­
de an den Geschädigten vor. Sachliche Haftungen nach dem Steuer- und Zollrecht stehen der Rückstel­
lung nicht entgegen, sofern der durch die strafbare Handlung geschädigte Eigentümer die Abgaben 
nicht selbst schuldet. 

Zu Artikel XIV: 

In Ergänzung des Artikels 21 des Übereinkommens wird vorgesehen, daß die durchzuliefemde 
Person während der Durchlieferung in Haft zu halten ist. Es besteht keine Verpflichtung, die Durch­
beförderung im Luftweg jenem Vertragsstaat zu notifizieren, dessen Hoheitsgebiet überflogen wird, 
wenn die durchbeförderte Person weder Staatsangehöriger des überflogenen Vertragsstaates ist noch 
dessen Staatsangehörigkeit in Anspruch nimmt oder nicht auch wegen politisch strafbarer Handlungen 
oder militärisch strafbarer Handlungen durchbefördert wird. 

Zu Artikel XV: 

Im Auslieferungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik wer­
den das Auslieferungsersuchen und die angeschlossenen Unterlagen in der Sprache des ersuchenden 
Staates abgefaßt. Übersetzungen werden nicht gefordert. 

Zu Artikel XVI: 

Diese Bestimmung enthält eine Definition des im Übereinkommen verwendeten Begriffes "vor­
beugende Maßnahme". 

Zu Artikel xvn und XVIll: 

Diese Artikel enthalten die üblichen Schlußbestimmungen. 
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